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28. September 2026


Stellungnahme zur Änderung der Verordnung über die Finanzierung von Pflegeleistungen betreffend die Änderung der Vergütung für freiberufliche Pflegefachpersonen

Sehr geehrter Herr Regierungsrat, lieber Thomi
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zur titelerwähnten Vorlage Stellung nehmen zu können, was wir nachfolgend gerne tun.
Mit der Vorlage sollen per 1. Januar 2027 erstmals anrechenbare Normkosten für ambulante Pflegeleistungen von freiberuflichen Pflegefachpersonen mit Berufsausübungsbewilligung festgelegt werden, sofern diese über keine Leistungsvereinbarung mit einer Gemeinde verfügen. Dabei wird zwischen der ersten Leistungsstunde und den nachfolgenden Stunden sowie zwischen den verschiedenen Pflegeleistungskategorien unterschieden. Die vorgesehenen Normkosten bewegen sich zwischen CHF 94.80 und CHF 106.80 für die erste Stunde sowie zwischen CHF 87.15 und CHF 99.15 ab der zweiten Stunde.
Aus Sicht der Gemeinden ist es sachgerecht, für Leistungen freiberuflicher Pflegefachpersonen eine klare und einheitliche Grundlage für die anrechenbaren Normkosten zu schaffen.
Für den VBLG ist allerdings wesentlich, dass die Höhe der festgelegten Normkosten transparent und nachvollziehbar hergeleitet wird. Den vorliegenden Anhörungsunterlagen lässt sich die Berechnungsgrundlage für die vorgesehenen Ansätze nicht entnehmen. Insbesondere sollte nachvollziehbar sein, auf welchen Kostenannahmen die Ansätze beruhen und welche finanziellen Auswirkungen daraus für die Gemeinden zu erwarten sind.
Ebenso ist darauf zu achten, dass die Festlegung der Normkosten keine unerwünschten Fehlanreize gegenüber Leistungserbringern mit kommunalen Leistungsvereinbarungen schafft. Die unterschiedlichen Finanzierungsmodelle sollten insgesamt ausgewogen ausgestaltet sein.
Der VBLG beantragt deshalb, die Berechnungsgrundlagen und die erwarteten finanziellen Auswirkungen auf die Gemeinden im Rahmen der definitiven Beschlussfassung transparent auszuweisen. Der VBLG erwartet jedoch neben der Gesetzessynopse auch eine inhaltliche Erklärung zur Vorlage.
Freundliche Grüsse
VERBAND BASELLANDSCHAFTLICHER GEMEINDEN
	Präsidentin:

	Geschäftsführer:

	Sign.

	Sign.


	Nadine Jermann
	Matthias Gysin

	
	




P.S.: Wir bitten Sie um Kenntnisnahme, dass die Delegierten des VBLG anlässlich der Generalversammlung vom 28. März 2019 folgenden Beschluss zum Stellenwert der Verbandsvernehmlassungen gefasst haben: «Diejenigen Gemeinden, die bei einer Vernehmlassung oder Anhörung keine eigene Stellungnahme einreichen, schliessen sich jener des VBLG an. Sie sind bei der Auswertung der Vernehmlassungsergebnisse zu beachten: Die Zahl der Gemeinden, die sich dem VBLG anschliessen, ist zu nennen und die Stellungnahme des Verbandes ist entsprechend zu gewichten.» Die Generalversammlung hat uns beauftragt, Ihnen diesen Beschluss jeweils mitzuteilen.
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